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Vernehmlassung zur Änderung der Verordnung über die Ergänzungsleistungen zur 
Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung (Bestimmung des Bundesanteils in 
Prozent und der massgebenden Anzahl Fälle für die Verwaltungskosten) 

Sehr geehrter Herr Bundespräsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Sie haben uns mit Schreiben vom 28. März 2018 eingeladen, zur Änderung der Verordnung über 
die Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung (Bestimmung 
des Bundesanteils in Prozent und der massgebenden Anzahl Fälle für die Verwaltungskosten) 
eine Stellungnahme abzugeben. Gerne lassen wir uns wie folgt vernehmen: 

Das vorgeschlagene Abstellen auf einen Stichtag im Leistungsjahr für die Ermittlung der Beiträge 
der Existenzsicherung und der Anzahl vergütungsberechtigter Fälle halten wir grundsätzlich für 
plausibel. Die konkreten Auswirkungen sind im Detail zwar nicht abzuschätzen; wir nehmen 
jedoch an, dass das Beseitigen der aktuellen Verzerrungen bzw. die neue Methode zu realitäts-
näheren Ergebnissen führen wird. Vor diesem Hintergrund begrüssen wir die beantragte Ver-
ordnungsänderung. 

Für die Möglichkeit, eine Stellungnahme abgeben zu dürfen, bedanken wir uns bestens. Für all-
fällige Rückfragen steht Ihnen Frau Dr. iur. Claudia Hänzi, Chefin Amt für soziale Sicherheit, 
claudia.haenzi@ddi.so.ch gerne zur Verfügung. 
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